
RATHAUSKORRESPONDENZ. JubilarederEheaIndieserWocheüberreichteamtsführenderStadtrat
SpeiserinVertretungdesBürgermeistersdengoldenenHochzeitspaaren
JakobundAnnaKnabel,III . ,Hauptstrasse66 ,MichaelundMarieOftner,

. - . ,Hauptstrasse 155 ,Franz und Auguste Vodicka ,III . ,Schützenstrasse5 ,
AmonundJulianneScheiner,IV. ,Mommsengasse16 ,WenzelundAgnesSteys-¬AbwehrderGemeindengegendieEntziehungderSteueranteile.HieBundes-¬

regierunghatdemNationalrateinGesetzvorgelegt,dasdenGemeindengal ,IV . ,Rinneelgasse17undDanielundKarolinePolatschek,. ,Am
dieAnteileanderEinkemmensteuer,derVermögenssteuerundderBanken-Hundsturm16dieEhrengabederStadtWien.
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umsatzsteuerentziehensoll .AuchdieLändersollennachdieserNovelle
desAbgabenteilungsgesetzesdieseAnteilenichtmehrerhalten.Dadie
BegierungwederdieLändernochdieGemeindenvorherverständigthat,
eineStellungnahmedieserKörperschaftendahernichtmöglichwar ,hat
hauteimWienerRathauseeineSitzungderGeschäftsleitungdesDeutsch
österreichischenStädtebundesstattgefunden,in derderPräsidentdes
WienerLandtages ,NationalratDr .DannebergeineeingehendeDarstellung
derAbsuchtenderBundesregierunggab .DerReferentverwiesdarauf ,daß
beiderBeratungdesAbgabenteilungsgesetzesnachlangwierigenVerhand-¬
lungenmitderRegierungvereinbartwurde,daßdieLänderundGemeinden.
aufihreZuschlagsrechtezurErwerbssteuerundandererAbgabenverzich¬
tenundalsErsatzgewisseAnteileanderEinkommensteuer,Bankenumsatz-¬
steuer ,Warenumsatzsteuer. . w.erhalten .NunmehrwilldieRegierung
durchdieAbänderungdiesesGesetzesdieseVereinbarungbrechenundden
GemeindenundLändernsovielvondiesenAnteilenwegnehmen,alssie
fürdiezuerwartendeRegulierungderBundesbeamtenbezügebenötigt.Die

auf rund540MilliardengeschätztKostendieserBezugserhöhungenwerden
undderBetrag ,denderBunddenGemeindenundLändernwegnehmenwill ,
kannaufnahezu550Milliardenjährlichveranschlagtwerden .Mehrals
einDrittelderGesamtsummederSteuerertragsanteilewird ,wenndieses
GesetzvomNationalratangenommenwerdensollte ,denLändernundGemein-¬
denentzogen .DieRegierungbietet wohldenLändernundGemeindenais

ineMusikakademiefürdiebedürftigenRudolfsheimer.DasFürsorgeinstitut
HudolfsheimveranstaltetekürzlicheineMusikakademiezugunstenderBe-¬
dürftigen des Bezirkes ,an der Opernsängerin Eugenie Besalla ,Burschau - ¬

spielerFritzBlum,DieMitgliederderStaatsoperGebrüderKlein ,Konzert-¬
sängerFritzZoderundGesangshumoristAdolfRaabmitwirkten.Denmusika-¬
lischenTeil besorgteuneigennützigdasOrchesterder städtischenStrassen
JahnerunterderLeitungdesKapellmeistersKestner .DieVeranstaltung
rachteeinenansehnlichenReingewinn,derrestlosfür dieArmendesBe¬
tirkesverwendetwird.

O
eargckengebliebeneBauinderSchweglerstrasse.DemWohnungsamteder
tadtWienkommenununterbrochenBeschwerdendarüberzu ,daßdasimRoh¬
auseit1914fertiggestellteWohnhausaufderSchmelz(Schweglerstrasse )laherlichtvollendetund eineLinderungderWohnungsnotverhindertwird.
ielfachwirdauchdieGenindeangegriffen,weilinderOeffentlichkeit
ieleinungverbreitetist ,daßdieGemeindeverwaltungdiesesGebäude
chtbeachte .DasWohnungsamtstellt deshalbfest ,daßesdiesenstecken¬
gebliebenenBaubereits vor zweiJahrenvollendenwollte .DadieGemeinde
berdieihrzurVerfügungstehendenMittelnnichtfüreinenprivatenBau
verwendenkann,hatsie mitderEigentümerindiesesunvollendetenHauses

gerkaufsgerhandlungengeführt,diejedochvollständigergebnislosblieben

berreschenderWeisevomBundesministeriumfürsozialeVerwaltungaufgel
Bürgermeister Preis ( Salzburg )erklärt ,daß die Entzignung dieser ben würde .Demit ist es der Gemeinde unmöglich gemacht worden ,dieses

DieRegierungmachesichdieOrdnungihresHaushaltessehrbequen,aberEsliegtalsonichtanderGemeinde,wenndiesesHäusnichtvollen-

ErsatzuntergewissenVoraussetzungenUeberweisungen,die abepraktischemusstedaherdasEnteignungsverfahreneingeleitet werden ,dasaber
garnichtsbedeuten.
ArtragsanteilefürdieStadtSalzburgeinenAusfallwendreiMilliardenHausfertigzustellenundinkürzesterZeit33Kleinwohnungen
Kronenbedeute ,wasungefähr26ProzentdesGemeindehaushaltessind .denWohnungsmarktezuzuführen

esseikaumanzunehmen,dasdieVertreterderStädteimNationalratdie -GetundinfolgederWitterungseinflüsseallmählichzurRuinewerdenmuß
semGesetzezustimmenwerden.DieGemeindendürfennichtimmerdiePrügel

DasWEigentumsrechtandenGrabkreuzenNachdem.Februar1924werdendieknabenfürBundundLändersein.
BürgermeisterProfessorWolsegger(Elagenfurt)teilt mit ,daßdieSchachtgräberin denGruppenXXIIIundXXIVimaltenTeiledesSimmeringer

ErtragsanteilederStadtKlagenfurtrund25ProzentdesGemeindehaushal-Friedhofeswiederbelegt.DerMagistratmachtdaraufaufmerksam,tesbetragen.EsgebefüreinenauchnurteilweisenEntfallkeineEr- dadLeichenresteausdiesenGräbernnurdannenterdigtwerden,wenndarum
satzmöglichkeit.ImgleichenSinnesprachennochBürgermeisterSchnofl(St.Fölten).
undVizebürgermeisterResch(Linz),woraufeinstimmigbeschlossenwur-¬
de,fürDonnerstag,den.DezembernachWieneineSitzungdesgroßen
AusschussesdesStädtebundeseinzuberufen,indergegendiesesBundes-¬
gesetzStellunggenommenwerdensoll .

NacheinereingehendenBeratungüberdieMöglichkeitderErlangung
vonAnleihenfürdieGemeindenzueinemrträglichenZinsfuß,wurdebe-¬
schlossen,auchdieseAngelegenheitderSitzungdesgroßenAusschußes
zuunterbreitenundStadtratDr .Fischer( St .Pölten)alsReferent

bestimmt.
- . -

bis längstens15. Jänner1924bei derMagistratsabteilung12( . ,Rathaus-¬
strasse9) angesuchtwird .VerspätetüberreichteAnsuchenwerdennicht
berücksichtigt .DieGrabkreuzevondiesenSchachgräbernwerdennachdem
1 .Februar1924vonderGemeindeentferntundangeeigneterStelleauf-¬
bewahrt.DieKostenhatderEigentümerzutragen.InnerhalbJahresfrist
werdendieGrabkreuzejenenParteienausgefolgt,dieihrEigentumsrecht
nachweisenundderGemeindedieihrdurchdieAbräumungerwachsenenKosten
ersetzen .UeberdenverbleibendenRestderGrabkreuzeverfügtdieGemeinde
nachfreiemErmessen.. - -
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- - . - - ¬
Die Stadtbahnverhandlungenbeendet .

DievomBürgermeisterSeitzzurendgültigenLösungderStadt-¬
bahnfrage beimBundeskanzlerDreSeipel angeregte Konferenzhatheute
vormittag stattgefunden .Neben demBundeskanzler und demBürgermeiste - ¬
nahmenFinanzminister Dr Kienböck ,Finanzreferent Stadtrat Breitner

VerkehrsministerDr .SchürffVizebürgermeisterEmmerlingalsamtsführen-¬
der Stadtrat für die städtischen Unternehmungensowie dieSektionschef

DrePollakundHirt vonder GemeindeWienDirektorIng .Spänglerundin

ObersenatsratDr .Müllerander Konferenzteil .Esist/allerdings
schwierigen vier Stunden langen Beratungen gelungen alle schwebenden
Differenzen durch gegenseitige Zugeständnisseauszugleichen und zuei¬
nem endgiltigen Abschluss zu kommengso dass das Uebereinkommen zwischen

BundundGemeindeselbstverständlichvorbehaltlichderGenehmigungdurch
dieverfassungsmässigberufenenKörperschaftennunmehrabgeschloszener-¬

scheint .
Einenicht geringeSchwierigkeitbot dasGesetzüberdieVer-¬

kehrsanlagennach demder Vettrag zwischender KommissionfürVerkehrs-¬

anlagenundder StadtWienabzuschliessenwäre .Dadie Kommissionseit
längererZeit nicht aktionsfähigist ,mussdürchein Bundesgesetzund
übereinstimmende Gesetze der Landtage von Wien und Niederösterreich ,
schliesslich auch durch einen GemeinderatsbeschlussdieBundesbahnver¬

waltungzumVertragsabschlussermächtigtwerdenDaherhabenauchzwischen
WienundNiederösterreichparalleleVerhandlungenstattgefunden,als
derenErgebnisdiegrundsätzlicheZustimmungdesLandesNiederusterreich
zu demAbkommenbereits gesichert ist .

ObwohldieVerabschiedungdernotwendigenGesetzedurchden
NationalratunddieLandtageerstimLaufedesDezemberszuerwartenist
hatderBürgermeisterdenAuftrgerteilt diedurchdasStockenderVer-¬
handlungenverzögertenVorarbeitensofort in vollemUmfangeaufzunehmen.
Zunächst wird die Vergebungder Fahrbetriebsmittel und derenelektrischen
Ausrüstungerfolgen,Investitionen,diefürdieeinschlägigeIndustrieAufe
trägevonüberhundertMilliardenKronenbedeuten.DieArbeitenamBahn¬
körperwerdensofort nachder tatsächlichenUebergabedes Bahnkörpersbe- ¬
ginnen.DieswirdzunächstfürjeneTeilederStadtbahnderFallsein ,die
gegenwärtig ausser Betrieb sind ,das ist die Donaukanallinie unddie

untereWientalinie.DieDirektionderstädtischön.Strassenbahnenwurdebeauftragt,al-¬
le Anstrengungen zu machen ,um trotz der vorgeschrittenen Jahreszeit die

Elektri fizierung der Stadtbahnzu demursprünglichin Aussichtgenom¬
menenVollendungstermindes Sommers1924und für die bis anfangsSep- ¬
tember1924nochimDampbetriebverbleibendeStreckeHütteldorf -Michelbeu
ern unmittelbar nach deren üebergabezubewirken .

AusdemRathause.InderkommendenWochehältderStadtsenatamDienstag
um10 Uhr,vormittagseine Sitzungab .DerGemeindert versammeltsicham
Freitagum4Uhrnachmittags.

KeineGrundankäufedurchdieGemeinde.DieWienerGemeindeverwaltunghat
in diesemJahreeinegrosseZahlvonGrundstückenangekauftumdas
umfangreicheWohnbauprogrammdurchführenzukönnen.NunmehristderBe-¬
darf der Gemeindean Grundvollständiggedeckt . EswurdenimJahre1923
nicht wenigerals 2,160 . 000QuadratmeterGrundflächenumdenBetragvon
37 . 5MilliardenKronenvonder Gemeindeangekauft .DiesesAusmassgenügt
vollkommen,weshalbweitereAnkäufenicht mehrerfolgen .

DieGemeindefürdieKleinrentner„DurchdieEntwertungderKronesind
alle EinlegerbeiBanken,dieHypothekargläubiger ,dieBesitzervonPfand-¬
briefen ,Kriegsanleihe ,Wertpapieren überhaupt schwer geschädigt worden .Die

GemeindeWienist nunentschlossen ,jenenPersonen,diestädtischeAnleihe
vor dem31. Oktober1918erworbenhabenundfür die der Kronensturzeinen
Notstandherbeigeführthat ,einelebenslänglicheRentein derHöhedes
Zweitausendfachendes in Betracht kommendenKouponbezugeszuzugestehen .

Die Gemeinde Wien entschliesst sich damit als einzigerund erster

unter allen privaten und öffentlichen Schuldnernzu einemderartig weit - ¬
gehendenfreiwilligenZugeständnis ,währendbekantlich nachdemStande
der gegenwärtigenRechtssprechungalle dertigen Ansprüche ,wennsiege¬
richtlich geltend gemachtwurden,stetsabgewiesenwordensind .

DerMagistrathat bereits eine Vorlageausgearbeitet ,nachderdie
Gemeindesichbereiterklärt ,folgendenPersonenbiszuihremAblebeneine
Rentezu bezahlen :Ehemaligenoder gegenwärtigenInhabernvonTeilschuld-¬
verschreibungenderGemeindeWien,diedieseSchuldverschreibungenvordem
31. Oktober1918erworbenhaben ,bereits dass 55. Lebensjahreerreichten

oder aus irgend einer Ursachedauernderwerbsunfähigsind .DiesePer - ¬
sonenmüssenösterreichischeBundesbürgersein undimösterreichischen
Bundesgebiete ihren ordentlichen Wohnsitz haben . EskommenauchPer¬

soneninBetracht,diebedürftigunddurchdieEntwertungdererwähä¬
tenTeilschuldverschreibungeneinenwesentlichenEntganganEinkemmen
erlitten haben .

DasAusmassder Rentewirdmit demZweitausendfachendesdem
NominaleunddemMinsfussderTeilschuldverschreibungentsprechenden
Zinsengenussesin österreichischenKronenfestgesazt .

Die Rentensind den bis längstens 15 . Jänner1924ansuchenden
PersonenmitWirksamkeitvom1 .Jänner1924anyspäteransuchendenvon
demauf die ErledigungfolgendenMonatserstenan ,in halbjährigenRaten
per Postsparkasse anzuweisen . GegenwärtigeInhaber vonTeilschuldver -¬

schreibungenhabendieseimFallederBewilligungihresAnsuchensan
die Gemeindeabzuliefern .

AlleVoraussetzungensindvomAnsuchendennachzuweisen .DieEnt¬
scheidungobliegtdemMagistrates.

Auchbereits bewilligteRentenwerdensoforteingestellt,wenn
die GemeindeWienoder ihre Unternehmungenin irgend einer Formzur
LeistungvonBeiträgenzueinerKleinrentneraktiondesBundesge-¬
segzlich herangezogenwird .In diesemFalle werdendie vondengegen-¬

wärtigenInhabernabgelieferten nochnicht fälligenTeilschuldver-¬
schreibungenundZinsscheinewiederausgefolgt.

Diese Vorlage wird den städtischen Finanzausschussbereits am
Monatbeschäftigen.
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